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Inhaltsleeres Kammerterzett, falsch besetzt –
das BVerfG und die internen Erhebungen
durch Rechtsanw�lte

Mit drei Beschl�ssen vom 06.07.2018 hat die 3. Kammer des Zweiten Senats des BVerfG
Verfassungsbeschwerden der Rechtsanwaltskanzlei Jones Day, dort t�tiger Rechtsanw�lte
und des Automobilherstellers VW nicht zur Entscheidung angenommen (StV 2018, 547 ff.
[in diesem Heft]). Die Beschwerdef�hrer hatten sich gegen die Anordnung der Durchsu-
chung des M�nchener B�ros der Kanzlei im Kontext des »Diesel-Skandals« und die Best�-
tigung der Sicherstellung der dabei gefundenen Unterlagen gewandt.

F�r das Instrumentarium interner Ermittlungen werden die Entscheidungen weitreichende
Folgen haben – und zwar deshalb, weil sie auf inhaltliche Begrenzungen staatlicher Inter-
vention in die Sph�re der Anwaltschaft weitestgehend verzichten, nat�rlich nicht ohne die
notorischen Belange »funktionst�chtiger Strafrechtspflege« zu unterstreichen. Die zentrale
Frage der Reichweite des Schutzes der durch Art. 12 Abs. 1 GG gesch�tzten Berufsfreiheit,
sich neue forensische T�tigkeitsfelder erschließen zu k�nnen, wird in dem Beschluss �ber
die Individualverfassungsbeschwerde von drei Anw�lten mit wenigen beil�ufigen Worten
abgetan. Ein weiterer Beschluss wirft mit seinem eher provinziellen Ansatz die Frage auf,
was von jetzt an eigentlich f�r den strafprozessualen Grundrechtsschutz aller anderen hier-
zulande forensisch t�tigen Anwaltsb�ros zu gelten hat, die nicht, wie Jones Day, nach dem
Recht des US-Bundesstaats Ohio organisiert sind. Die Liste der Fragen, die erst durch die
Beschl�sse aufgeworfen, aber nicht durch sie beantwortet werden, ließe sich umf�nglich
fortsetzen. Die Beobachter stehen betroffen: der Vorhang zu und jede Menge Rechtsfra-
gen offen.

Dass die Entscheidungen zudem grunds�tzliche Aussagen zur Restriktion des anwaltlichen
Beschlagnahmeschutzes im kleinteiligen Kammerformat getroffen haben und nicht in Se-
natsbesetzung, nimmt ihnen einen Teil der Autorit�t. Es �berzeugt auch verfassungspro-
zessual nicht, denn feststehende Rechtsprechung der Senate des BVerfG als Maßstab ist
nicht erkennbar.Wie auch? Das relativ neue Ph�nomen der internal investigations traf zum
ersten Mal vor einem Jahrzehnt im Fall Siemens auf unsere alte Strafprozessordnung, die
hierzulande die Kleider des Mandatsverh�ltnisses schneidert.

Eine der Grundsatzfragen des deutschen Wirtschaftsstrafrechts ist weiter offen: Die Ab-
grenzung »eigentlicher« – und damit mit Blick auf den Schutz der Vertraulichkeit privile-
gierter – von »sonstiger« Anwaltst�tigkeit bleibt unklar. Man muss die Grenze zwischen
reiner Stoffsammlung und der beratertypischen Verarbeitung dieses Stoffes durch juristi-
sche Analyse im Lichte des Grundrechts der Berufsfreiheit und der Verfahrensgrundrechte
ziehen. Der besondere Schutz der Anwaltschaft jenseits reiner Sachverhaltsfeststellung ist
kein Selbstzweck, sondern Voraussetzung f�r effektive Compliance im Unternehmen.
Wenn zu bef�rchten steht, dass alles beschlagnahmt werden kann, was an Arbeitsproduk-
ten erstellt wird, leidet der Selbstreinigungsvorgang.

Jetzt muss der Gesetzgeber Klarheit schaffen. Das Bundesjustizministerium hat damit be-
gonnen, eine Position zur Regelung der internen Erhebungen im deutschen Strafverfahren
zu entwickeln. Es ist richtig, diese �berlegungen an der Gesamtstrategie zur Entwicklung
eines Unternehmens-Sanktionenrechts auszurichten, wie es der Koalitionsvertrag tut. Man
kann nicht robustere Unternehmenssanktionen ins Werk setzen, ohne die Verb�nde zu-
gleich als Akteure ernst zu nehmen und ihnen – und ihren anwaltlichen Beratern – zwangs-
mittelfreie R�ume zu gew�hren. Die vorliegenden Karlsruher Entscheidungen sind keine
gute Partitur, wenn es nunmehr an die Formulierung der Details geht.
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